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Vorwort zur 8. Auflage

Die Neuauflage berücksichtigt die aktuellsten Tendenzen in der Gesetz-
gebung, der Rechtsprechung, den Verwaltungsanweisungen und im Schrift-
tum. Die Änderungen im wirtschaftsrechtlichen Teil sind eher bescheiden 
ausgefallen. Es sind lediglich neue Judikate zur Haftung bei Betriebsauf-
spaltungsverhältnissen eingearbeitet worden. Die modifizierten Publizitäts-
pflichten sind herausgearbeitet worden.

Spektakulärer sind hingegen die gravierenden Änderungen im Steuer-
recht. So hat sich die Rechtsprechung zu den personellen und sachlichen 
Voraussetzungen anhand von ausgewählten Fallkonstellationen im Rahmen 
eines Case Law weiter verfeinert. Gravierend sind die Rechtsprechungs-
turbulenzen bei der Begründung von Betriebsaufspaltungsverhältnissen 
im Hinblick auf einen etwaigen erfolgsneutralen Wirtschaftsgütertransfer 
hinsichtlich der Modifikation bzw. Abschaffung der sog. Trennungstheorie 
bei Personengesellschaften. Herauszustellen sind auch die Änderungen bei 
der körperschaftlichen Organschaft im Rahmen der sog. kleinen Organ-
schaftsreform, insbesondere im Hinblick auf die praktisch relevanten 
Übergangsregelungen bei der Ausformulierung von Gewinnabführungs-
verträgen. Weitere Turbulenzen hat die Rechtsprechung zur Modifikation 
der Tatbestandsvoraussetzungen bei der umsatzsteuerlichen Organschaft 
verursacht. Hier hat die Finanzverwaltung inzwischen zwecks Wahrung 
des Vertrauensschutzes mit Übergangsregelungen reagiert, um die Recht-
sprechungsmodifikationen für die Besteuerungspraxis erträglich zu gestalten. 
Die Änderungen bei den sonstigen Steuerarten sind ebenfalls eingearbeitet 
worden. Der Vergleich der Unternehmensformen, Betriebsaufspaltung, 
GmbH, GmbH & Co. KG bzw. GmbH & Still ist aktualisiert worden. 

Es bleibt als Fazit, dass die Beratung von Betriebsaufspaltungsverhält-
nissen höchste Ansprüche an die Angehörigen der rechts- und steuerbe-
ratenden Berufe stellt und wegen der schwer zu kalkulierenden künftigen 
Rechtsprechungsänderungen und der inzwischen härteren Auseinander-
setzung in der Praxis seitens der Finanzverwaltung ein nicht unbeträchtliches 
Regressrisiko bietet. Das nunmehr in der 8. Auflage erschienene Buch über 
die Betriebsaufspaltung versucht, die zur Zeit geltende Rechtslage praxis-



6

Vorwort

nah zu reflektieren und weist auf entsprechende potenzielle Risiken für eine 
künftige Rechtseinschätzung – soweit möglich – bereits hin. 

Für kritische Anregungen ist der Autor stets dankbar. 

Berlin, im Juli 2013	 Der Verfasser
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Vorwort zur 1. Auflage

Die Betriebsaufspaltung hat sich zur betriebswirtschaftlich optimalen Unter-
nehmensform entwickelt. Die Haftungsbeschränkung auf das in der Regel 
nicht so wesentliche Betriebsvermögen der Betriebskapitalgesellschaft, die 
Einschränkung der Mitspracherechte Dritter und die Sicherung der Unter-
nehmenskontinuität durch angestellte Geschäftsführer stellen relevante 
wirtschaftliche Vorzüge der Betriebsaufspaltung dar. Die damit verbundenen 
schwierigen Rechtsfragen der Konzipierung der Betriebsaufspaltung werden 
erörtert, um dem Leser eine Hilfe für eine individuelle unternehmens-
gerechte Entscheidung bieten zu können.

Durch die Abzugsfähigkeit von Gesellschafter-Geschäftsführergehältern 
(einschl. der Bildung von Pensionsrückstellungen) bei der Betriebsgesell-
schaft und die mehrfache Inanspruchnahme von Gewerbesteuerfreibeträgen 
und – seit dem Steuerentlastungsgesetz – auch von Vermögensteuerfrei-
beträgen können beachtliche Steuervorteile erzielt werden. Hierbei wird das 
kasuistische Sonderrecht der BFH-Rechtsprechung anschaulich dargestellt, 
wobei gesicherte Steuerersparnismöglichkeiten herausgearbeitet werden.

Im letzten Teil werden die Vor- und Nachteile der Betriebsaufspaltung in 
Konkurrenz zu anderen Rechtsformen (GmbH, GmbH & Co. KG, GmbH 
& Still) analysiert.

Das Buch behandelt in konzentrierter Form die für die Praxis wichtigsten 
Probleme dieser attraktiven Unternehmensform. Es ist sowohl für die rechts- 
und steuerberatenden Berufe als auch für Mitarbeiter von Rechts- und 
Steuerabteilungen als Arbeitsmittel prädestiniert.

Berlin, im Juli 1984	 Der Verfasser
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